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Zusammenfassung  

Der Generationenmonitor ist ein Modell, das auf der Methodik von Generationenkontenmodel-
len basiert. Es dient dazu, langfristige Auswirkungen der Gesetzgebung und der politischen Rah-
menbedingungen zu analysieren und dadurch gegebenenfalls Handlungsbedarf abzuleiten. Da-
bei werden zum einen Annahmen über zukünftige Trends (wie etwa den demographischen 
Wandel oder eine steigende Frauenerwerbsbeteiligung) getroffen. Zum anderen muss auch die 
künftige Gesetzgebung modelliert werden.  
 
Hier werden im Folgenden die Datenbasis, die zentralen Annahmen und die Methodik beschrie-
ben, die dem Basisszenario des Generationenmonitors zugrunde liegen. Grundsätzlich werden 
im Basisszenario eher optimistische Annahmen gesetzt und die positive wirtschaftliche Entwick-
lung der letzten Jahre fortgeschrieben. Darüber hinaus wird eine konstante Politik unterstellt: 
Alle bis 2019 bereits in Kraft getretenen Reformmaßnahmen werden berücksichtigt (auch wenn 
sie erst in der Zukunft ihre volle Wirkung entfalten), es werden aber keine weiteren Reformen 
in der Zukunft angenommen.  
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1 Einleitung und Motivation 

Der finanziellen Nachhaltigkeit wirtschafts- und sozialpolitischer Maßnahmen kommt in der öf-
fentlichen Debatte oftmals eine nur nachgelagerte Rolle zu. Die gängigen Fiskal-Indikatoren wie 
etwa das öffentliche Defizit und der Schuldenstand blenden die Tatsache aus, dass die öffentli-
che Hand beträchtliche Verbindlichkeiten aus expliziten und impliziten Leistungsversprechen an 
derzeit lebende und künftige Generationen aufbaut – etwa im Bereich der gesetzlichen Renten-
versicherung. Diesen Verbindlichkeiten steht jedoch meist keine entsprechende Rücklagenbil-
dung gegenüber, was zur Konsequenz hat, dass sie aus den laufenden Budgets in der Zukunft 
gedeckt werden müssen. 
 
Zukünftige Entwicklungen, und dabei insbesondere der demographische Wandel, erhöhen die 
öffentlichen Ausgaben im Sozialsystem und werden sich daher auf die öffentlichen Haushalte 
niederschlagen. Aber auch andere Themen- und Maßnahmenbereiche, wie beispielsweise die 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, haben Auswirkungen auf die Einnahmen- und Ausgabenseite. 
Auch vor dem Hintergrund aktuell vergleichsweise guter Entwicklungen der Volkswirtschaft und 
bei den öffentlichen Haushalten stellt sich daher die Frage, wie nachhaltig die öffentlichen Fi-
nanzen aufgestellt sind. 
 
Generationenkontenmodelle sind eine Methode zur Analyse der Nachhaltigkeit der öffentlichen 
Finanzen. Auerbach, Gockhale und Kotlikoff (1991; 1994) haben 1991 erstmals eine Generatio-
nenbilanz für die USA erstellt. Sie weisen darauf hin, dass gängige Indikatoren der Fiskalpolitik 
ökonomische Sachverhalte und die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen nur ungenügend 
abbilden können.1 In Deutschland wird diese Methode unter anderem von einer Forschungs-
gruppe der Universität Freiburg angewendet (siehe beispielsweise Bahnsen et al. (2018) für eine 
Analyse der Nachhaltigkeit öffentlicher Finanzen für Deutschland beziehungsweise Peters et al. 
(2018) für Analysen für die einzelnen europäischen Staaten) und auch das Simulationsmodell 
von Werding (2011) folgt einer ähnlichen Systematik. EcoAustria hat im Jahr 2013 mit dem Ge-
nerationenkontenmodell „Schulden-Check“ ein umfassendes Instrumentarium zur Beurteilung 
der finanziellen Nachhaltigkeit öffentlicher Haushalte in Österreich vorgestellt, das zuletzt 2018 
aktualisiert wurde (vgl. Berger et al., 2018).  
 
Ziel des vorliegenden Forschungsprojekts ist die Erstellung eines Generationenkonten-Modells 
für Deutschland. Dabei werden einige Annahmen, die in den existierenden Modellen getroffen 
werden, variiert. Dadurch wird es möglich, auch Alternativszenarien zu betrachten und hieraus 
Rückschlüsse für die Politik abzuleiten.  
 
Als Basis dient das von EcoAustria entwickelte Generationenkonten-Modell für Österreich. Die 
Anpassung auf spezifische institutionelle Gegebenheiten in Deutschland (wie etwa regelgebun-
dene Anpassungen der Rentenzahlungen und -beiträge durch den Rentenanpassungsmechanis-
mus) erfolgte in Kooperation zwischen EcoAustria und dem Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW). 
 

 
1  Für eine methodische Darstellung siehe beispielsweise Auerbach et al. (1994). 
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Im Generationenmonitor werden alle öffentlichen Ausgaben und Einnahmen nach Alter und Ge-
schlecht aufgeteilt und in die Zukunft projiziert. Dabei werden zum einen Annahmen über zu-
künftige Trends (wie etwa den demographischen Wandel oder eine steigende Frauenerwerbs-
beteiligung) getroffen. Zum anderen wird für das Basisszenario eine konstante Politik unter-
stellt: Alle bis 2019 bereits in Kraft getretenen Reformmaßnahmen werden berücksichtigt (auch 
wenn sie erst in der Zukunft ihre volle Wirkung entfalten), es werden aber keine weiteren Re-
formen in der Zukunft angenommen. Mit dieser Methode wird demnach ermittelt, inwieweit 
die derzeitigen Regelungen auch in der Zukunft tragfähige öffentliche Finanzen ermöglichen. 
 
Modelltechnisch werden nach Abschätzung zukünftiger Entwicklungen (Reformmaßnahmen, 
Trends, aber auch Annahmen über ökonomische Parameter wie beispielsweise Arbeitsproduk-
tivität oder Zinssatz) alters- und geschlechtsspezifische Ausgaben und Einnahmen des Staates 
für die Zukunft ermittelt. Die geschlechtsspezifischen Profile nach Altersjahrgängen werden in 
der Folge verwendet, um zukünftige aggregierte Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen 
Hand zu ermitteln. Auf Basis dieser Informationen lassen sich zukünftige Defizite und Staats-
schulden errechnen. Die implizite Staatsschuld ergibt sich, indem der Gegenwartswert zukünf-
tiger Primärdefizite des Staates gebildet wird. Dabei wird unterstellt, dass heute gegebene (im-
plizite) Leistungsversprechen in den Sozialversicherungssystemen in Zukunft eingehalten wer-
den – also beispielsweise das Leistungsniveau in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung nicht abgesenkt wird.  
 
Als effektive Staatsschuld wird schließlich die Summe aus der expliziten öffentlichen Verschul-
dung des Basisjahres und der impliziten Staatsschuld definiert. Bildlich gesprochen kann dieser 
Betrag als „Rucksack“ interpretiert werden, den sich der Staat aufgrund der Diskrepanz von (ver-
gangenen und zukünftigen) Einnahmen und Ausgaben umgebunden hat. Auf dieser Basis bietet 
der Generationenmonitor dann die Möglichkeit, die Auswirkung von zum Beispiel finanz-, wirt-
schafts- und sozialpolitischen Maßnahmenvorschlägen auf die Nachhaltigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu simulieren. 
 
Im Folgenden werden die dem Basisszenario des Generationenmonitors zugrundeliegende Me-
thodik und die Datenbasis genauer beschrieben. Dabei wird zunächst in Abschnitt 2 die Model-
lierung der zukünftigen Rahmenbedingungen erläutert. In Abschnitt 3 und Kapitel 4 wird die 
Modellierung der öffentlichen Ausgaben und Einnahmen beschrieben. In Abschnitt 5 wird die 
Modellierung der öffentlichen Finanzen insgesamt dargestellt. 

2 Rahmenbedingungen 

2.1 Bevölkerung 

Für das vorliegende Modell wird auf Variante 2 der 14. Koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamtes (2019a) zurückgegriffen. Damit wurde sich für ein Sze-
nario mit insgesamt moderaten Veränderungen in der Geburtenhäufigkeit und Lebenserwar-
tung entschieden. Gleichzeitig unterliegt dem Modell damit ein Szenario, in dem eine durch-
schnittliche Nettowanderung wie im Zeitraum 1955 bis 2018 angenommen wird. Die hohen Zu-
wanderungsraten der Jahre 2014 bis 2017 sind somit im Gegensatz zu Variante 1 zwar berück-
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sichtigt, wirken sich aber nicht so stark auf die Bevölkerungsprognose aus wie beispielsweise in 
Variante 3. Einige Ergebnisse dieser Vorausberechnung sind in Abbildung 2-1 dargestellt.  
 

 
Die Bevölkerung insgesamt bleibt bis etwa zum Jahr 2030 annähernd konstant. Sie beträgt im 
Jahr 2019 rund 83 Millionen Personen und im Jahr 2030 83,3 Millionen Personen. Danach wird 
jedoch ein Rückgang auf 78,2 Millionen Personen im Jahr 2060 erwartet. Wesentlich stärker ist 
der Rückgang der erwerbsfähigen Bevölkerung (im Alter zwischen 15 und 64 Jahren), die von 
54,3 Millionen Personen im Jahr 2016 auf 44,2 Millionen um rund 10 Millionen Personen zu-
rückgeht. Umgekehrt nimmt die Bevölkerung über 65 Jahren von aktuell 17,5 auf 23,4 Millionen 
Personen im Jahr 2060 deutlich zu. 

Abbildung 2-1: Bevölkerung bis 2060 
In Millionen  

 
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2019a, Variante 2; eigene Darstellung 
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Diese Entwicklung spiegelt sich auch im Altersabhängigkeitsquotienten – definiert als die Bevöl-
kerung über 65 Jahren relativ zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter – wider (Abbildung 2-2). 
Dieser Quotient nimmt von 32,2 Prozent im Jahr 2016 auf knapp 53 Prozent im Jahr 2060 zu. 
Anders ausgedrückt: Stehen derzeit rund drei Personen im erwerbsfähigen Alter einer älteren 
Person über 65 Jahren gegenüber, so sind es im Jahr 2060 weniger als zwei Personen. 

2.2 Beschäftigung und Bruttoinlandsprodukt 

Im Generationenkonten-Modell wird das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in einer reduzierten Form 
über die Zahl der Beschäftigten und die Produktivität je Beschäftigten bestimmt. Die Zahl der 
Beschäftigten ergibt sich aus: 

𝐿𝑡 = ∑ 𝛿𝑡
𝑆,𝑎(1 − 𝑢𝑡

𝑆,𝑎)𝑁𝑡
𝑆,𝑎 =

𝑆,𝑎

∑ 𝐿𝑡
𝑆,𝑎 .

𝑆,𝑎

 

  

Abbildung 2-2: Entwicklung des Altersabhängigkeitsquotienten bis 2060 

 

Quellen: Statistisches Bundesamt, 2019a, Variante 2; eigene Darstellung 
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Dabei steht 𝛿 für die Erwerbsquote, u für die Erwerbslosenquote und N für die Bevölkerung – 
jeweils nach Alter (a) und Geschlecht (S) unterschieden. Das BIP wird über die Gleichung 
 

𝐵𝐼𝑃𝑡 = ∑ 𝜃𝑡
𝑆,𝑎𝐿𝑡

𝑆,𝑎

𝑆,𝑎

 

bestimmt, wobei 𝜃 die durchschnittliche Produktivität pro Beschäftigten ausdrückt. Das Profil 
der Produktivität nach Alter und Geschlecht wird aus den mittleren Einkommen von Unselb-
ständigen, Selbständigen und Beamten ermittelt, siehe Kapitel 2.3.  
 
Die Erwerbs- und Erwerbslosenquote werden alters- und geschlechtsspezifisch vorausgeschätzt. 
Als Datenquelle wird der Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes (2018) genutzt. Zwar ist 
er keine ideale Datenquelle, da geringfügige Beschäftigungsverhältnisse untererfasst sind (vgl. 
Körner et al., 2011). Eine Korrektur dieser Untererfassung ist ebenfalls mit Schwierigkeiten ver-
bunden und produziert nicht zwangsläufig konsistente Ergebnisse (vgl. Schäfer, 2017, 60). Alter-
native Datenquellen bieten jedoch keine überlegene Alternative (vgl. Schäfer, 2017, 60 f.). Aus 
diesem Grund wird hier die tendenzielle Untererfassung der Erwerbspersonen in Kauf genom-
men. 
 
Für die Vorausschätzung der Erwerbs- und Erwerbslosenquoten wird hier bis zum Jahr 2035 das 
Arima-Modell von Schäfer (2017) verwendet. Ab dem Jahr 2035 werden diese Quoten dann 
konstant gehalten und in die weiteren Jahre fortgeschrieben.  
 
Die Beschäftigungsentwicklung im Modell ist in Abbildung 2-3 dargestellt. Bedingt durch den 
Rückgang der erwerbsfähigen Bevölkerung ergibt sich ein deutlicher Beschäftigungsrückgang – 
trotz der höheren Erwerbsquoten aufgrund der Anhebung der Regelaltersgrenze und der stei-
genden Frauenerwerbsbeteiligung. Die Beschäftigung geht bis zum Jahr 2060 um knapp sechs 
Millionen Personen zurück.  
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Abbildung 2-3: Entwicklung der Erwerbstätigkeit bis 2060 
In Millionen 

 
 
 

Die Produktivitätsentwicklung 𝜃 basiert auf folgenden Annahmen: Bis zum Jahr 2023 wird das 
Produktivitätswachstum so gewählt, dass sich (gegeben die Beschäftigungsentwicklung) das BIP 
laut Konjunkturprognose von Bardt et al. (2019) für die Jahre 2019 und 2020 und für die Jahre 
2021 bis 2023 laut Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2019) ergibt. Für die Jahre nach 2023 
wird in Anlehnung an den Ageing Report der Europäischen Kommission (2018) ein jährliches 
reales Produktivitätswachstum von 1,5 Prozent unterstellt sowie ein Wachstum des Preisindex 
und des BIP-Deflators von 2 Prozent. Das BIP wird demnach mittel- und längerfristig endogen 
im Modell bestimmt. Der Rückgang der Beschäftigung dämpft das BIP-Wachstum deutlich. Trotz 
des Produktivitätswachstums von 1,5 Prozent und des Wachstums des Deflators um 2 Prozent 
nimmt das nominelle BIP im Zeitraum 2017 bis 2060 durchschnittlich lediglich um 3,1 Prozent 
jährlich zu. 

2.3 Erwerbseinkommen 

Die Erwerbseinkommen sind durch die Höhe der Einkommen und des Beschäftigungsniveaus 
determiniert und werden im File „Erwerbseinkommen.g“ ermittelt. Die Erwerbstätigen werden 
in sozialversicherungspflichtige Beschäftigte, BeamtInnen und Selbständige unterschieden. Da-
bei wird sowohl hinsichtlich des durchschnittlichen Einkommensverlaufs (über das Alter und 
nach Geschlecht) als auch des Anteils an der Beschäftigung (ebenso über das Alter und nach 
Geschlecht) differenziert. Als Datenquelle dient die 33. Welle des Sozio-oekonomische Panels 
(SOEP). Das SOEP ist eine seit dem Jahr 1984 erhobene repräsentative Panelbefragung mit ei-
nem Stichprobenumfang von aktuell über 25.000 Personen in rund 12.000 Haushalten. Sowohl 
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auf Personen- als auch auf Haushaltsebene werden detaillierte Einkommensinformationen und 
unterschiedliche sozioökonomische Merkmale abfragt (Wagner et al., 2007). Die genutzten Ein-
kommensinformationen sind die beobachteten Bruttoerwerbseinkommen und beziehen sich 
auf das Jahr 2015. Mit diesen werden separat nach Erwerbsstatus und Geschlecht Altersprofile 
der Bruttoerwerbseinkommen geschätzt. Hierbei werden die Einkommen der definierten 
Gruppe in einer mit den Hochrechnungsfaktoren gewichteten Regression auf einen linearen und 
einen quadratischen Altersterm regressiert.  
 
Als Bezugsgröße für die Aggregierung werden die aggregierten Bruttolöhne und -gehälter nach 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) (Statistisches Bundesamt, 2019b) herangezo-
gen. Für das Jahr 2016 (2018) wird ein Wert von 1.309,32 (1.430,96) Milliarden Euro ausgewie-
sen. In der Kalibrierung des Modells werden die Einkommen der unselbständig Erwerbstätigen 
und die Beamtengehälter zusammengefasst und mit dem Wert der VGR verglichen. Die Brutto-
erwerbseinkommen nach den Mikrodaten werden derart skaliert, sodass die unselbständigen 
Erwerbseinkommen den aggregierten Bruttolöhnen und -gehältern der VGR entsprechen. 
 
Die Wachstumsentwicklung in der Volkswirtschaft ist somit innerhalb des Modells nicht nur von 
der individuellen Produktivitätsentwicklung, sondern auch von strukturellen Faktoren abhängig. 
Dazu gehören im Modell die Verteilung zwischen Männern und Frauen, die Altersstruktur (ältere 
Erwerbstätige sind – per Annahme – entsprechend dem Einkommen im Schnitt produktiver) so-
wie der Anzahl der Erwerbstätigen.  

2.4 Verfügbare Einkommen 

Im Modell basieren die Steuereinnahmen, die dem Konsum der privaten Haushalte zugeordnet 
werden können (siehe Kapitel 4.3), auf dem verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte. 
Zu diesen Steuereinnahmen gehören beispielsweise die Umsatzsteuer, die Energiesteuer und 
die Tabaksteuer. Nach der VGR belief sich das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte in 
den Jahren 2016 bis 2018 auf 1.807,7 Milliarden Euro, 1.869,9 Milliarden Euro und 1.930,8 Mil-
liarden Euro. Es setzt sich zusammen aus den Nettolöhnen und -gehältern zuzüglich den mone-
tären Sozialleistungen (netto), den Betriebsüberschüssen beziehungsweise Selbständigenein-
kommen sowie den Kapitaleinkommen.  
 
Die monetären Sozialleistungen entstammen ebenfalls der VGR mit 545,2 Milliarden Euro 2016 
bis 579,9 Milliarden Euro im Jahr 2018. Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese auch Arbeitge-
berleistungen umfassen wie Zahlungen im Rahmen der Entgeltfortzahlung und die Renten aus 
betrieblicher Altersvorsorge. Letztere liegen ebenfalls als Altersprofile vor, die mit den beobach-
teten Betriebsrenten aus dem SOEP geschätzt wurden. 
 
Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (nach Sozialbudget im Jahr 2017 52,1 Milliarden Euro 
durch Arbeitgeberleistungen und 10,8 Milliarden Euro Leistungen aus der Krankenversicherung) 
wird auf Basis der durchschnittlichen Krankenstandstage nach 5-jährigen Altersgruppen für 
Männer und Frauen des DAK-Gesundheitsreports 2018 aufgeteilt. 
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Darüber hinaus werden die Familienleistungen auf die Altersgruppen verteilt. Dazu gehören Kin-
dergeld und Familienlastenausgleich (2017 nach Sozialbudget: 44,7 Milliarden Euro), das Eltern-
geld (6,8 Milliarden Euro) und BAföG Leistungen (2,9 Milliarden Euro). Um diese Leistungen für 
das Modell operationalisierbar zu gestalten, erfolgt die Zuteilung an die Kinder. Das Kindergeld 
wird hierbei auf die Personen unter 18 Jahren und auf StudentInnen verteilt. Da, wie oben be-
schrieben, auch die durchschnittlichen Einkommen pro Altersjahrgang konstant gehalten wer-
den, wird somit auch hier implizit die Annahme getroffen, dass sich die durchschnittliche Ein-
kommenssituation von Eltern in Zukunft nicht verändert, und nicht mehr (oder weniger) Fami-
lien statt Kindergeld zu beziehen vom Kinderfreibetrag profitieren. Gleiches gilt für das Eltern-
geld. Dieses wird zur Vereinfachung auf die 0-Jährigen verteilt und angenommen, dass sich die 
durchschnittlichen Elterngeldzahlungen ausschließlich mit dem Bruttolohnwachstum verän-
dern. Die BAföG-Leistungen werden den 15- bis 24-Jährigen auf Basis von Informationen über 
die Verteilung der Mittel auf SchülerInnen und StudentInnen nach den Ergebnissen der Statistik 
zum Bundesausbildungsförderungsgesetz des Statistischen Bundesamtes (2018b) zugeteilt. 
 
Der verbleibende Rest der monetären Transfers auf die ausgewiesenen Werte laut VGR wird auf 
die EinwohnerInnen pro Kopf verteilt. Die verbleibende Differenz zwischen verfügbaren Einkom-
men laut VGR und den Erwerbs- und Transfereinkommen wird als Kapitaleinkommen erfasst 
und entsprechend der Steuerleistung auf die Altersgruppen verteilt und fortgeschrieben. Das 
sich so ergebende verfügbare Einkommen bildet die Grundlage für die Umsatzsteuer und Ver-
brauchsabgaben. 

3 Öffentliche Ausgaben 

Im Allgemeinen werden die öffentlichen Ausgaben in den verschiedenen Kategorien 𝑖 (also etwa 
Bildung, Gesundheit, Pflege) auf Basis der Ausgabenprofile nach Kategorie i, Jahr t, Alter a und 
Geschlecht S in die Zukunft projiziert, das heißt in der allgemeinen Form: 
 

𝐸𝑥𝑝𝑡
𝑖 = ∑ 𝑒𝑥𝑝𝑡

𝑖,𝑆,𝑎𝑁𝑡
𝑆,𝑎

𝑆,𝑎

. 

 
Diese Profile werden in einem ersten Schritt für ein Basisjahr unter Berücksichtigung realisierter 
Daten ermittelt und in einem zweiten Schritt in die Zukunft projiziert. Im einfachsten Fall erfolgt 
diese Projektion dadurch, dass auf das Basisjahrprofil das Trendwachstum multipliziert wird. 
Abweichungen von diesem einfachsten Fall sowie eine detailliertere Beschreibung der Model-
lierung der Ausgaben werden in der Folge in der jeweiligen Kategorie beschrieben. 
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3.1 Renten 

Die Berechnungen im Modell werden größtenteils in „aggregierter“ Form vorgenommen. Die 
Funktionsweise der gesetzlichen Rentenversicherung ist dabei folgendermaßen modelliert: 
 
Die individuellen Rentenansprüche ergeben sich aus den Entgeltpunkten (EP), die über die Ver-
sicherungszeit hinweg gesammelt wurden, und aus dem aktuellen Rentenwert, mit dem diese 
EP „bepreist werden“. 
 
In diesem Modell werden keine individuellen Konten der Versicherten berechnet, sondern die 
EP einer Kohorte gemeinsam abgebildet. Beispielsweise haben 43-jährige Frauen dann gemein-
sam 5,6 Millionen EP gesammelt. Diese Zahlen können bei Bedarf auf Durchschnitte (zum Bei-
spiel pro Kopf) heruntergebrochen werden. Auf dieser aggregierten Ebene wird gerechnet, da-
mit die Berechnungen im Programmcode einfacher und transparenter sind. 

3.1.1 Entgeltpunkte 

Modellierung der Entgeltpunkte-Konten im Erwerbsprozess 

Die Zahl der (aggregierten) EP von Personen im Erwerbsleben am Ende von Periode t (differen-
ziert nach Alter a und Geschlecht S) ergibt sich aus dem EP-Kontostand der Vorperiode plus den 
EP, die für die aktuelle Periode gutgeschrieben werden. Dies lässt sich durch die Formel 
 

𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 = 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑎𝑔𝑔𝑡−1

𝑆,𝑎−1 + 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑓𝑙𝑜𝑤𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 − 𝑠ℎ𝑖𝑓𝑡𝑚𝑖𝑛𝑢𝑠𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑆,𝑎 + 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑚𝑢𝑒𝑡𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 

ausdrücken.  
 
Dabei bezeichnet die Variable  
 

𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑓𝑙𝑜𝑤𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 = 𝑒𝑖𝑛𝑘𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑆,𝑎 + 𝑎𝑙𝑔𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 + 𝑒𝑟𝑠𝑎𝑡𝑧𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑆,𝑎 + 𝑎𝑢𝑓𝑠𝑡𝑜𝑐𝑘𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎  

die Flussgröße, die in einer Periode dem Bestand der aggregierten EP der aktiven Bevölkerung 
hinzugefügt wird. 
 
Vereinfacht wird unterstellt, dass Mortalität für Personen im Erwerbsleben noch keine Rolle 
spielt. Auch kann mit dieser Methode Migration hinreichend gut abgebildet werden: Zuwande-
rer kommen ohne EP, bei Wegzügen gehen die EP nicht verloren und führen in der Zukunft zu 
Auszahlungen. Operationalisiert wird dies, indem die EP der Emigranten auf die verbleibende 
Bevölkerung aufgeteilt werden.  
 
Die einzelnen Bestandteile dieser Flussgröße 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑓𝑙𝑜𝑤𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑆,𝑎 – also der Gutschriften der aktuellen 
Periode – werden folgendermaßen abgebildet: 
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EP für pflichtversicherte Beschäftigte werden durch 
 

𝑒𝑖𝑛𝑘𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 =

𝑒𝑖𝑛𝑘𝑡
𝑆,𝑎𝑎𝑛𝑡𝑏𝑒𝑖𝑡𝑟𝑏𝑒𝑚𝑡

𝑆,𝑎

𝑑𝑢𝑟𝑐ℎ𝑠𝑐ℎ𝑛. 𝑒𝑖𝑛𝑘𝑡
𝑢𝑛𝑠𝑒𝑙𝑏𝐵𝑒𝑠𝑐ℎ𝑡

𝑆,𝑎  

 
erfasst, das heißt das Verhältnis der versicherungspflichtigen Einkommen bis zur Beitragsbe-
messungsgrenze einer Kohorte zu den Durchschnittseinkommen beziehungsweise zum Durch-
schnittsentgelt wird mit der Zahl der unselbständig sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
multipliziert. 
 
Für Empfänger von Arbeitslosengeld I werden EP auf Basis von 80 Prozent des letzten Einkom-
mens gutgeschrieben. Hier wird vereinfachend angenommen, dass Arbeitslosengeld-I-Empfän-
ger vor ihrer Arbeitslosigkeit ebenfalls das kohortenspezifische Durchschnittseinkommen bezo-
gen haben. So werden beispielsweise einem 44-jährigen ALG-I-Empfänger EP basierend auf 
80 Prozent des Durchschnittseinkommens der 43-Jährigen gutgeschrieben: 
 

𝑎𝑙𝑔𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑆,𝑎 =

80% ∗ 𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡
𝑆,𝑎 ∗ 𝑒𝑖𝑛𝑘𝑡−1

𝑆,𝑎

𝑑𝑢𝑟𝑐ℎ𝑠𝑐ℎ𝑛. 𝑒𝑖𝑛𝑘𝑡
𝑎𝑙𝑔1𝐵𝑒𝑧𝑖𝑒ℎ𝑒𝑟𝑡

𝑆,𝑎. 

Anrechnungszeiten, die Beziehern von ALG II gutgeschrieben werden, werden im Modell nicht 
explizit berücksichtigt. 
 
Im Modell werden aber zwei weitere Formen von Anrechnungszeiten, Ersatzrentagg, berück-
sichtigt:  
 

◼ Für Geburten nach 1992 werden bis zu 36 Monate an Kindererziehungszeiten im Aus-
maß von maximal 0,9996 EP gutgeschrieben. Diese werden auf Basis von altersspezifi-
schen Fertilitätsraten modelliert. 

◼ Pflegepersonen werden fiktive beitragspflichtige Einkommen zugerechnet, die anhand 
der „Bezugsgröße“ errechnet werden. Nach eigenen Berechnungen (siehe unten) wur-
den pro Pflegeperson im Jahr 2017 0,08258 EP erworben. Für die Projektion in die Zu-
kunft wird die Zahl der Pflegepersonen analog zu den Annahmen bei den Pflegeausga-
ben ermittelt und dementsprechend EP gutgeschrieben. 

◼ Berücksichtigt wird zudem die sogenannte „Mütterente II“, indem den Frauen des 
Jahrgangs 1965 und älter ab 2019 zusätzliche EP gutgeschrieben werden.  

Die Variable aufstockagg bildet schließlich eine zusätzliche Anrechnung von EP bei Rentenein-
tritt ab, die im Bestand der aktiven Bevölkerung nicht berücksichtigt wurde. 
 
Im Rententeil des Generationenmonitors werden bei Renteneintritt der EP-Kontenstand der Er-
werbsbevölkerung in einen EP-Bestand „transferiert“. Angenommen wird, dass der Austritt aus 
der Erwerbstätigkeit dem Zeitpunkt des Renteneintritts entspricht und mit jeweils den durch-
schnittlichen EP der entsprechenden Alterskohorte erfolgt. Unterschieden zwischen verschie-
denen Formen des Renteneintritts: 
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◼ Altersrente mit verschiedenen Untergruppen: Eintritt in die Rente, wenn die Regel- 
altersgrenze erreicht ist (Regelaltersrente), Altersrente für langjährige Versicherte,  
Altersrente für besonders langjährig Versicherte und Altersrente für schwerbehinderte 
Menschen. 

◼ Vorzeitiger Renteneintritt: Möglich ist der Renteneintritt in eine volle Erwerbsminde-
rungsrente und teilweise Erwerbsminderungsrente.  

Operationalisiert werden diese Möglichkeiten im Modell, indem jeweils alters- und geschlechts-
spezifische Zugangswahrscheinlichkeiten bestimmt werden – das heißt der Anteil der erwerbs-
tätigen Versichertenkohorte, der zum Zeitpunkt t in eine dieser Rentenformen eintritt. Entspre-
chend dieses Anteils werden von den aggregierten EP-Konten (der jeweiligen Kohorte) shiftmi-
nusagg EP in den EP-Bestand der Rentner transferiert.  
 
Die Zugangswahrscheinlichkeiten werden im Prinzip über den gesamten betrachteten Zeitraum 
konstant gehalten. Einzig die kontinuierliche Erhöhung der Regelaltersgrenze auf das Alter 67 
führt in dem Modell zu einer Änderung der Zugangswahrscheinlichkeiten – allerdings nur für die 
Altersrenten. Um den kontinuierlichen Anpassungsprozess der Regelaltersgrenze zu modellie-
ren, wird dabei vereinfachend unterstellt, dass sich die Geburtstage eines Jahrgangs auf das Jahr 
gleichverteilen. Hier wird die Annahme getroffen, dass eine Verschiebung der Regelaltersgrenze 
zu einer analogen Verlängerung des Erwerbslebens führt. Konkret: Eine Verschiebung der Re-
gelaltersgrenze um zwei Monate verschiebt die kohortenspezifischen Zugangswahrscheinlich-
keiten ebenfalls um zwei Monate. Der Zugang in die Erwerbsminderungsrenten bleibt hingegen 
von einer Änderung der Regelaltersgrenze unberührt. 
 

EP-Bestand der Rentner 

Der EP-Bestand der Rentner ist die Fortführung der EP-Konten des Erwerbsprozesses. Dieser 
Bestand wird folgendermaßen modelliert: 
 

𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑋,𝑆,𝑎 = 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡−1

𝑋,𝑆,𝑎−1 𝑏𝑒𝑣𝑡
𝑆,𝑎

𝑏𝑒𝑣𝑡−1
𝑆,𝑎−1 𝑑𝑒𝑚𝑓𝑎𝑘𝑡

𝑋,𝑆,𝑎 + 𝑠ℎ𝑖𝑓𝑡𝑝𝑙𝑢𝑠𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑋,𝑆,𝑎  

+𝑠ℎ𝑖𝑓𝑡𝑒𝑟𝑤𝑎𝑙𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑋,𝑆,𝑎𝑅 + 𝑒𝑝𝑚𝑢𝑒𝑡𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑋,𝑆,𝑎  

Durch die Multiplikation des Bestands mit 
𝑏𝑒𝑣𝑡

𝑆,𝑎

𝑏𝑒𝑣𝑡−1
𝑆,𝑎−1 𝑑𝑒𝑚𝑓𝑎𝑘𝑡

𝑋,𝑆,𝑎 wird die Mortalität der Rentner ap-

proximiert. Das bedeutet, dass der EP-Bestand pro Kopf unverändert bleiben würden, falls dem-
fakt gleich eins wäre und nicht zusätzliche shiftplus beziehungsweise shifterwalt zwischen Er-
werbsminderung und Altersrenten transferiert werden. Durch den demfakt kann abgebildet 
werden, dass die Mortalität nicht gleichmäßig über verschiedene Bevölkerungsgruppen verteilt 
ist.2 

 
2  So zeigen beispielsweise Luy et al. (2015), dass die fernere Lebenserwartung im Alter von 65 Jahren bei höherquali-

fizierten Männern um knapp vier Jahre höher ist als bei geringqualifizierten Männern, bei Frauen ist die Differenz 
mit zwei Jahren etwas geringer. Die vorliegenden Daten über den EP-Bestand unterstützen die Annahme, dass dies 
durchaus eine Rolle spielt. Die durchschnittlichen EP für über 80-Jährige sind deutlich höher als jene für 70-Jährige. 
Bei der Modellierung wird aktuell so vorgegangen, dass der Anstieg der durchschnittlichen EP zwischen 70 und 82 
Jahren für Männer in den westlichen Bundesländern als Indikator für diesen Effekt genommen wird. Im Osten ist der 
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Shiftplusagg drückt den Transfer aus den EP-Konten der Erwerbsbevölkerung aus. In diesem 
Transfer werden zum einen Abschläge beziehungsweise Zuschläge abgebildet, die mit einem 
Renteneintritt vor beziehungsweise nach der Regelaltersgrenze verbunden sind. Dabei werden 
unterschiedlich hohe Abschläge für verschiedenen Formen (langjährig Versicherte, besonders 
langjährig Versicherte, Schwerbehinderte) abgebildet. Zum anderen werden die Zurechnungs-
zeiten für Erwerbsminderungsrentner addiert. Durch die Variable shifterwaltagg wird ausge-
drückt, dass Erwerbsminderungsrenten bei der Regelaltersgrenze in Altersrenten umgewandelt 
werden. Die Variable epmuettagg erklärt die zusätzliche Anerkennung von Kindererziehungszei-
ten im Jahr 2019 aufgrund der Mütterrente II. Datengrundlage für die Anrechnung im Modell ist 
die Kostenschätzung der gesetzlichen Rentenversicherung von rund 3,8 Milliarden Euro jährlich 
(DRV, 2019b). 
 
EP-Bestand der Hinterbliebenenrentner 
Der EP-Bestand bei Witwen-/Witwerrenten wird über die Formel 
 

𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑊𝑖𝑡,𝑆,𝑎 = 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡−1

𝑊𝑖𝑡,𝑆,𝑎−1 𝑏𝑒𝑣𝑡
𝑆,𝑎

𝑏𝑒𝑣𝑡−1
𝑆,𝑎−1 + 𝑒𝑝𝑝𝑙𝑢𝑠𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑊𝑖𝑡,𝑆,𝑎 

 
ermittelt.3

 Die Gutschrift epplusagg auf dieses EP-Konto reflektiert die Zahl der Neuzugänge in 
Witwenrenten und deren durchschnittliche Anzahl an EP (wiederum nach Alter und Geschlecht 
unterschieden). Die Neuzugänge werden über eine Entwicklung der Sterbefälle (des anderen 
Geschlechts) sowie den Anteil an Neuzugängen an den Sterbefällen (des anderen Geschlechts) 
abgebildet. 
 
Bei Waisenrenten, deren Volumen insgesamt deutlich geringer ist, wird unterstellt, dass der Be-
stand der EP (in den einzelnen Alters- und Geschlechtskohorten) in der Zukunft konstant gehal-
ten wird. 

3.1.2 Ermittlung der Renten 

Die Rentenzahlungen ergeben sich aus der Multiplikation des EP-Bestandes mit dem aktuellen 
Rentenwert, also 

𝑟𝑒𝑛𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡
𝑋,𝑆,𝑎 = 𝑒𝑛𝑡𝑔𝑝𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑔𝑔𝑡

𝑋,𝑆,𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡𝑤𝑒𝑟𝑡𝑡𝑓𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟𝑡
𝑋,𝑆,𝑂𝑠𝑡𝑊𝑒𝑠𝑡, 

 

wobei durch den 𝑓𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟𝑂𝑠𝑡𝑊𝑒𝑠𝑡  der niedrigere aktuelle Rentenwert Ost sowie die Angleichung 
der beiden Rentenwerte bis zum Jahr 2024 berücksichtigt wird. 
  

 
Anstieg deutlich stärker, was eher auf institutionelle Gegebenheiten hindeutet. Bei Frauen dürfte die Verzerrung, 
weil 80-jährige Frauen noch vergleichsweise wenige Erwerbszeiten aufweisen, eine Rolle spielen. Im Standardsze-
nario wird angenommen, dass der gesamte in den Daten auftretende Anstieg bei Männern in den westlichen Bun-
desländern durch diesen Effekt zu erklären ist, der Anstieg bei Frauen wird mit den in Luy et al. (2015) publizierten 
Zahlen nach unten skaliert.  

3  Die oben schon angeführte Multiplikation mit der Bevölkerungsentwicklung zur Berücksichtigung der Mortalität 
wird ab dem Alter von 65 Jahren vorgenommen. 
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Rentenanpassungsformel 

Der aktuelle Rentenwert liegt im Zeitraum Juli 2018 bis Juni 2019 bei 32,03 Euro (West) oder 
30,69 Euro (Ost) und wird ab Juli 2019 auf 33,05 oder 31,89 Euro steigen. Die Rentenanpas-
sungsformel ist in §68 des Sechsten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VI) geregelt und bestimmt, 
wie sich der Rentenwert im Vergleich zum Vorjahr verändert. Er wird hier modelliert durch4 
 

𝑟𝑒𝑛𝑡𝑤𝑒𝑟𝑡𝑡 = 𝑟𝑒𝑛𝑡𝑤𝑒𝑟𝑡𝑡−1 · 𝑙𝑜ℎ𝑛𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 · 𝑏𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔𝑠𝑠𝑎𝑡𝑧𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 · 𝑛𝑎𝑐ℎℎ𝑎𝑙𝑡𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡. 

 
Der Lohnfaktor 𝑙𝑜ℎ𝑛𝑓𝑎𝑘𝑡 ist das Produkt aus dem VGR-Faktor und dem 𝛽-Faktor: 
 

𝑙𝑜ℎ𝑛𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 = 𝑣𝑔𝑟𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 · 𝛽𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 =
𝐵𝐸𝑡−1

𝐵𝐸𝑡−2

𝑉𝐸𝑡−2/𝑉𝐸𝑡−3

𝐵𝐸𝑡−2/𝐵𝐸𝑡−3
, 

 
wobei BE die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gemäß VGR und VE die beitragspflich-
tigen Entgelte gemäß den Daten der gesetzlichen Rentenversicherung (DRV, 2019a) darstellen. 
Die beitragspflichtigen Entgelte unterscheiden sich von den VGR-Löhnen unter anderem 
dadurch, dass hier Einkommen, auf die keine Beiträge erhoben werden (zum Beispiel Einkom-
men der Beamten und Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze), nicht enthalten sind, 
dafür aber die Bemessungsgrundlage der Beitragszahlungen der Bundesagentur für Arbeit. Der 
𝛽-Faktor wurde 2004 eingeführt, um eine stärkere Orientierung der Rentenanpassung an den 
Einnahmen der Rentenversicherung zu erreichen. Der Beitragssatzfaktor ist durch 
 

𝑏𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔𝑠𝑠𝑎𝑡𝑧𝑓𝑎𝑘𝑡𝑡 =
100 − 𝐴𝑉𝐴𝑡−1 − 𝜏𝑡−1

𝑅𝑉

100 − 𝐴𝑉𝐴𝑡−2 − 𝜏𝑡−2
𝑅𝑉  

 
bestimmt, wobei der Altersvorsorgeanteil AVA und der Beitragssatz zur GRV 𝜏𝑅𝑉 einfließen. 
 
Für den Nachhaltigkeitsfaktor gilt: 

 𝑛𝑎𝑐ℎℎ𝑎𝑙𝑡𝑓𝑎𝑘𝑡
𝑡

= (1 −
𝑅𝑄

𝑡−1

𝑅𝑄
𝑡−2

) 𝛼 + 1. 

 
Der sogenannte Rentnerquotient RQ ist bestimmt durch 
 

𝑅𝑄𝑡 =
𝑎𝑒𝑞𝑢𝑖𝑣𝑎𝑙𝑒𝑛𝑧𝑟𝑒𝑛𝑡𝑛𝑒𝑟𝑡

𝑎𝑒𝑞𝑢𝑖𝑣𝑎𝑙𝑒𝑛𝑧𝑏𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔𝑠𝑧𝑎ℎ𝑙𝑒𝑟𝑡
=

𝑟𝑒𝑛𝑡𝑒𝑛𝑎𝑢𝑠𝑔𝑎𝑏𝑒𝑛𝑡

𝑠𝑡𝑎𝑛𝑑𝑎𝑟𝑑𝑟𝑒𝑛𝑡𝑒𝑡

𝑏𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔𝑠𝑣𝑜𝑙𝑢𝑚𝑒𝑛𝑡

𝜏𝑅𝑉𝑑𝑢𝑟𝑐ℎ𝑠𝑐ℎ𝑛𝑖𝑡𝑡𝑠𝑒𝑛𝑡𝑔𝑒𝑙𝑡𝑡

. 

 
Der Rentnerquotient drückt das Verhältnis der Äquivalenzrentner (Anzahl der Standardrenten, 
die mit aktuellen Rentenausgaben ausgezahlt werden könnten) zu den Äquivalenzbeitragszah-
lern (Anzahl der Durchschnittsverdiener, die zur Entrichtung der aktuellen Beiträge notwendig 
wären) aus. α ist der Gewichtungsfaktor für die Veränderung des Rentnerquotienten und liegt 
derzeit bei 0,25. 
 

 
4  Für eine Dokumentation der Modellierung des Rentensystems im MEA-PENSIM Modell siehe etwa Holthausen et 

al. (2012).  



  

Methodenbericht 
 

18 

Im Modell wird darüber hinaus auch die sogenannte „doppelte Haltelinie“ berücksichtigt, die 
mit dem „Gesetz über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Renten-
versicherung“ ab dem 1. Januar 2019 implementiert wurde. Bis 2025 darf einerseits der Bei-
tragssatz 20 Prozent nicht überschreiten, gleichzeitig ist eine Beitragssatzuntergrenze von 18,6 
Prozent vorgesehen. Andererseits soll das Sicherungsniveau vor Steuern – im Folgenden als Ren-
tenniveau bezeichnet – nicht unter 48 Prozent sinken. Das Rentenniveau ist definiert als das 
Verhältnis aus der verfügbaren Standardrente zum verfügbaren Durchschnittsentgelt des je-
weils betreffenden Kalenderjahres – abgezogen werden von Rente und Entgelt die Beiträge zu 
den Sozialversicherungen und zur zusätzlichen Altersvorsorge. Die Standardrente beschreibt 
eine Regelaltersrente mit 45 EP ab dem 1. Juli des betreffenden Jahres. Das verfügbare Durch-
schnittsentgelt des Kalenderjahres wird durch Anpassung des Entgelts des Vorjahres mit der für 
die Rentenanpassung maßgebenden Veränderung der Bruttolöhne (be) und der Veränderung 
der Nettoquote des jeweiligen Kalenderjahres gegenüber dem Vorjahr ermittelt.5 

3.1.3 Einnahmen, Ausgaben und Beitragssatz 

Die Einnahmen der Gesetzlichen Rentenversicherung sind durch Pflichtbeiträge, Beiträge für Ar-
beitslosengeldbezieher und für Kindererziehungszeiten und steuerfinanzierte Einnahmen gege-
ben: 
 

𝐸𝑖𝑛𝑛𝑡
𝑅𝑉 = 𝐸𝑖𝑛𝑛𝑡

𝑃𝐵 + 𝐸𝑖𝑛𝑛𝑡
𝐴𝑙𝑔1

+ 𝐵𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡 + 𝑆𝑡𝑒𝑢𝑒𝑟𝐹𝑖𝑛𝑡 = 𝜏𝑡
𝑅𝑉,𝑃𝐵𝐵𝑚𝑔𝑙𝑡

𝑃𝐵 + 𝜏𝑡
𝑅𝑉,𝐴𝑙𝑔1

𝐵𝑚𝑔𝑙𝑡
𝐴𝑙𝑔1

+ 𝐵𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡 + 𝑆𝑡𝑒𝑢𝑒𝑟𝐹𝑖𝑛𝑡 . 

 
Die steuerfinanzierten Einnahmen setzen sich aus dem allgemeinen und dem zusätzlichen Bun-
deszuschuss, dem Erhöhungsbetrag und Sonstigen Einnahmen zusammen: 
 

𝑆𝑡𝑒𝑢𝑒𝑟𝐹𝑖𝑛𝑡 = 𝑎𝑙𝑙𝑔𝐵𝑍𝑡 + 𝑧𝑢𝑠𝐵𝑍𝑡 + 𝐸𝑟𝐵𝑡 + 𝑆𝑜𝑛𝑠𝑡𝐸𝑖𝑛𝑛𝑡. 

 
Der allgemeine Bundeszuschuss entwickelt sich mit den Bruttolöhnen und dem Beitragssatz:6 
 

𝑎𝑙𝑙𝑔𝐵𝑍𝑡 = 𝑎𝑙𝑙𝑔𝐵𝑍𝑡−1

𝐵𝐸𝑡−2

𝐵𝐸𝑡−3

𝜏𝑡
𝑓𝑖𝑘𝑡

𝜏𝑡−1
𝑓𝑖𝑘𝑡

. 

 
Im Modell wird berücksichtigt, dass der Bundeszuschuss in den Jahren 2019 bis 2025 (nach §213 
Absatz 2 Satz 4 SGB VI) zusätzlich erhöht wird.7 Der zusätzliche Bundeszuschuss ändert sich mit 
der Entwicklung der Umsatzsteuereinnahmen. Allerdings ist eine solche Modellierung recht 
aufwendig, aus diesem Grund wächst der Bundeszuschuss im Modell mit der Rate des BIP. Der 
Unterschied zum Wachstum der Umsatzsteuereinnahmen ist vergleichsweise gering, so dass 
sich dieser Weg anbietet. Der Erhöhungsbetrag wächst mit der Rate der Lohnsumme. 
 
In den Beiträgen für Kindererziehungszeiten werden die Bruttolöhne je Arbeitnehmer, die 
Veränderung des Beitragssatzes und die Entwicklung der Anzahl der unter 3-Jährigen 
berücksichtigt: 

 
5  Für die Nettoquote wird vom Wert 100 Prozent der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil des Gesamtsozialversi-

cherungsbeitragssatzes des betreffenden Kalenderjahres abgezogen.  
6  Dabei ist ein fiktiver Beitragssatz zugrunde zu legen, der sich ohne den zusätzlichen Bundeszuschuss ergäbe. 
7  Siehe das Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz vom 17. Juli 2017. 
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𝐵𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡 = 𝐵𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡−1

𝐵𝐸𝑡−1

𝐵𝐸𝑡−2

𝜏𝑡−1
𝑅𝑉

𝜏𝑡−2
𝑅𝑉

#𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡−2

#𝐾𝑖𝑛𝑑𝑡−3
. 

 
Die sonstigen Einnahmen, wie beispielsweise Vermögenserträge, werden im Modell mit einem 
konstanten Faktor in der Rentenanpassungsformel fortgeschrieben. 
 
Insgesamt betrugen die Einnahmen der Rentenversicherung im Jahr 2017 299,5 Milliarden Euro 
und im Jahr 2018 312,3 Milliarden Euro. Im Jahr 2018 entfielen davon beispielsweise 236,4 Mil-
liarden Euro auf Beitragseinnahmen insgesamt, 49,8 Milliarden Euro auf den Allgemeinen Zu-
schuss und 24,9 Milliarden auf den Zusätzlichen Bundeszuschuss (DRV, 2019c). 
 
Durch die oben angeführten Einnahmen werden die Ausgaben der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung finanziert, die im Modell durch Ausgaben für Alters-, Erwerbsminderungs-, Hinter- 
bliebenenrenten, Zuschüsse zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sowie Sonstige 
Ausgaben8

 bestimmt sind: 
 

𝐴𝑢𝑠𝑡
𝑅𝑉 = 𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑅𝑉,𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟 + 𝐴𝑢𝑠𝑡
𝑅𝑉,𝐸𝑟𝑤𝑚𝑖𝑛 + 𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑅𝑉,𝐻𝑖𝑛𝑡𝑒𝑟 + 𝑍𝑡
𝐾𝑉 + 𝑆𝑜𝑛𝑠𝑡𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑅𝑉 

 
Insgesamt lagen die Ausgaben im Jahr 2017 bei 298,9 Milliarden Euro und im Jahr 2018 bei 
307,8 Milliarden Euro. Von den 307,8 Milliarden Euro entfielen 277 Milliarden Euro auf Renten-
ausgaben, 19,6 Milliarden Euro auf Zuschüsse zur gesetzlichen Krankenversicherung und 
11,2 Milliarden Euro auf sonstige Ausgaben (DRV, 2019c). 
 
Da die gesetzliche Rentenversicherung ein Umlagesystem ist, müssen die Einnahmen einer Pe-
riode alle Ausgaben finanzieren. Sollten die Ausgaben die Einnahmen übersteigen, wird gemäß 
§158 SGB VI der Beitragssatz angepasst, wenn die sogenannte Nachhaltigkeitsrücklage bei (mit 
altem Beitragssatz) vorausberechneten Einnahmen und Ausgaben die Schwellen von 0,2 bezie-
hungsweise 1,5 Monatsausgaben zu eigenen Lasten 9 𝐴𝑢𝑠

𝑒𝑖𝑔𝐿𝑎𝑠𝑡,𝑅𝑉
 unterschreitet beziehungsweise 

überschreitet.  
 
Die Nachhaltigkeitsrücklage am Ende von Periode t wird im Modell durch 
 

𝑅𝑢𝑒𝑐𝑘𝑡 = 𝐸𝑖𝑛𝑛𝑡
𝑅𝑉 − 𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑅𝑉 + 𝑅𝑢𝑒𝑐𝑘𝑡−1 

 
bestimmt.10 Die Nachhaltigkeitsrücklage lag am Ende des Jahres 2017 bei 33,4 Milliarden Euro 
(vgl. DRV, 2018). 
 
Falls die vorausberechnete Rücklage den Schwellenwert unter- oder überschreitet, wird der Bei-
tragssatz im Modell mittels folgender Formel berechnet: 

 
8  Zu diesen sonstigen Ausgaben gehören Leistungen zur Teilhabe, Verwaltungs- und Verfahrenskosten, Kindererzie-

hungsleistungen, Beitragserstattungen sowie die sonstigen Ausgaben laut Rentenversicherung. Dabei wird unter-
stellt, dass diese Ausgaben mit BE, also den Bruttolöhnen und -gehältern je Arbeitnehmer gemäß der VGR, wach-
sen. 

9  Laut §158 sind dies alle Ausgaben nach Abzug des allgemeinen Bundeszuschusses, der Erstattungen und der emp-
fangenen Ausgleichszahlungen. 

10  Vermögenserträge aus der Rücklage sind in den Sonstigen Einnahmen abgebildet. 
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𝜏𝑡
𝑅𝑉 =

𝜀
12⁄ 𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑒𝑖𝑔𝐿𝑎𝑠𝑡,𝑅𝑉
+𝐴𝑢𝑠𝑡

𝑅𝑉−𝑅𝑢𝑒𝑐𝑘𝑡−1−𝑆𝑡𝑒𝑢𝑒𝑟𝐹𝑖𝑛𝑡

𝐵𝑚𝑔𝑙𝑡
𝑃𝐵+𝐵𝑚𝑔𝑙𝑡

𝐴𝑙𝑔1 , 

 
wobei ε gleich 0,2 (bei Unterschreitung) oder 1,5 (bei Überschreitung) ist. Damit wird erreicht, 
dass die Nachhaltigkeitsrücklage am Ende der Periode 0,2 oder 1,5 Monatsausgaben zu 
eigenen Lasten beträgt. 
 
Sollten aufgrund der Vorgaben der „doppelten Haltelinie“ bezüglich des Beitragssatzes – bis 
2025 darf der Beitragssatz 20 Prozent nicht überschreiten, gleichzeitig ist eine Beitragssatzun-
tergrenze von 18,6 Prozent vorgesehen – im Modell Mindereinnahmen entstehen, wird dies 
über eine zusätzliche Erhöhung des allgemeinen Bundeszuschusses (neben der außerordentli-
chen Erhöhung des allgemeinen Bundeszuschusses) ausgeglichen. 

3.2 Beamtenpensionen 

Im Modell werden die Beamtenpensionen aus den Daten zu den Versorgungsausgaben des öf-
fentlichen Dienstes für den Bundesbereich (inklusive Post und Bundeseisenbahnvermögen), des 
Landes- und Kommunalbereichs sowie der Sozialversicherung abgebildet. Diese Ausgaben ma-
chen im Jahr 2017 insgesamt 52 Milliarden Euro aus. 
 
Für die zukünftige Entwicklung wird keine eigene detaillierte Modellierung vorgenommen, son-
dern auf die Vorausberechnungen des Sechsten Versorgungsberichts der Bundesregierung 
(Bundesministerium des Innern, 2016) zurückgegriffen. In diesem werden im Zeitverlauf bis 
2050 für den unmittelbaren Bundesbereich und übrige Bundesbereiche vergleichsweise kon-
stante Versorgungsquoten (Versorgungsausgaben in Prozent des BIP) ermittelt, für Post und 
Bundeseisenbahnvermögen deutlich rückläufige Versorgungsquoten. Für den Landes-, Kommu-
nal- und Sozialversicherungsbereich stehen keine umfassenden Abschätzungen der zukünftigen 
Entwicklung zur Verfügung. Deshalb werden auf diese Größen im Modell die Entwicklung der 
unmittelbaren und übrigen Bundesbereiche übertragen. Für die Aufteilung der aggregierten 
Versorgungsausgaben nach Alter und Geschlecht stehen für die Jahre 2016 bis 2018 Daten des 
Statistischen Bundesamtes (2019c) über die Zahl der Versorgungsempfänger nach Altersgrup-
pen und Geschlecht sowie durchschnittliche Pensionshöhen nach Geschlecht, aber nicht nach 
Alter zur Verfügung. Deshalb werden die aggregierten Ausgaben für Pensionen den jeweiligen 
Altersgruppen zugeteilt. Diese Aufteilung wird in die Zukunft fortgeschrieben. Um aber einer 
sich ändernden Altersstruktur der Pensionäre – beispielsweise durch Pensionierung der Baby-
boomer-Jahrgänge – gerecht zu werden, wird der EP-Bestand der Rentner als proxy verwendet. 

3.3 Gesundheit 

Der Projektion der Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) liegen zum einen die 
Daten zu den alters- und geschlechtsspezifischen Ausgabenprofilen des Bundesversicherungs-
amtes (Bundesversicherungsamt, 2019) zugrunde. Zum anderen wird explizit der jeweilige An-
teil an den Alterskohorten der Gesamtbevölkerung berücksichtigt, der in der GKV versichert ist. 
Diese Daten werden vom Bundesministerium für Gesundheit für die gesetzliche Kranken- und 
für die soziale Pflegeversicherung bereitgestellt (BMG, 2019a). 
 



  

Methodenbericht 
 

21 

Die Ausgaben der GKV werden dementsprechend über die altersspezifischen durchschnittlichen 
Ausgaben expt

Health, S, a und die jeweiligen GKV-Versicherten in einer Alterskohorte bestimmt: 
 

𝐸𝑥𝑝𝑡
𝐻𝑒𝑎𝑙𝑡ℎ = ∑ 𝑒𝑥𝑝𝑡

𝐻𝑒𝑎𝑙𝑡ℎ,𝑆,𝑎𝑎𝑛𝑡𝑡
𝐺𝐾𝑉,𝑆,𝑎𝑁𝑡

𝑆,𝑎

𝑆,𝑎

. 

 
Für die Projektion wird im Wesentlichen auf die Annahmen des „AWG reference scenario“ des 
Ageing Reports (Europäische Kommission, 2018, 115) zurückgegriffen. Insbesondere wird davon 
ausgegangen, dass die Hälfte des Anstiegs der Lebenserwartung in gutem Gesundheitszustand 
verbracht wird. Es werden somit keine weiteren Annahmen zu weiteren Kostentreibern im Ge-
sundheitswesen – insbesondere dem technischen Fortschritt – getroffen, da solche Schätzun-
gen mit großen Unsicherheiten verbunden sind. Dementsprechend werden die Ausgabenprofile 

𝑒𝑥𝑝𝑡
𝐻𝑒𝑎𝑙𝑡ℎ,𝑆,𝑎 nur aufgrund der längeren Lebenserwartung in höhere Lebensalter verschoben. 

Zudem wird angenommen, dass sich der Effekt der längeren Lebenserwartung erst ab einem 
Lebensalter von 50 Jahren auswirkt – die Ausgabenprofile der unter 50-Jährigen werden daher 
über den gesamten Projektionszeitraum nicht verschoben. Da der Gesundheitssektor ein sehr 
personalintensiver Sektor ist, wird angenommen, dass die durchschnittlichen Stückkosten in der 
Zukunft mit dem BIP pro Beschäftigten wachsen. Zusätzlich wird – ebenso wie im Ageing Report 
– unterstellt, dass die Ausgaben zunächst eine Einkommenselastizität von 1,1 aufweisen, die bis 
zum Jahr 2060 gegen eins konvergiert. Das bedeutet, dass mit höherem Wohlstandsniveau in 
der Gesellschaft die Nachfrage nach und der Bedarf an Gesundheitsleistungen zunächst über-
proportional zunehmen.  

3.4 Soziale Pflegeversicherung 

Für die soziale Pflegeversicherung liegen keine alters- und geschlechtsspezifischen Ausgaben-
profile vor. Aus diesem Grund wurden diese anhand einer Sonderauswertung der Daten der 
Pflegestatistik des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 2018c) und anhand der 
Daten des Bundesministeriums für Gesundheit (2019b, 2019c) geschätzt. Das Statistische Bun-
desamt weist alle Pflegebedürftige nach Geschlecht, Altersgruppen und Pflegearten aus. An-
hand dieser Angaben und anhand der Daten zu den Leistungsempfängern in der sozialen Pfle-
geversicherung (BMG, 2019c) lassen sich anhand einer Exponentialfunktion alters- und ge-
schlechtsspezifische durchschnittliche Kostenprofile pro Leistungsempfänger beziehungsweise 
pro Kopf schätzen (Abbildung 3-1 und 3-2).  
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Bei der Modellierung der öffentlichen Ausgaben für Pflege wird ebenso im Wesentlichen auf die 
technischen Annahmen des Ageing Reports zurückgegriffen. Dementsprechend wird unterstellt, 

Abbildung 3-1: Pflegekostenprofile in der sozialen Pflegeversicherung – Männer 

 
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2018c, 2019a; BMG, 2019c; eigene Berechnungen 

Abbildung 3-2: Pflegekostenprofile in der sozialen Pflegeversicherung – Frauen 

 
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2018c, 2019a; BMG, 2019c; eigene Berechnungen 
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dass die Hälfte des Anstiegs der Lebenserwartung in gutem Gesundheitszustand verbracht wird, 
wodurch die jeweiligen alters- und geschlechtsspezifischen Prävalenzen – der Anteil der Pflege-
bedürftigen an einer bestimmten Alterskohorte – in ein jeweils höheres Lebensalter verschoben 
werden. Pflegebedürftigkeit tritt in jungen Lebensjahren verhältnismäßig selten auf – so liegen 
die Prävalenzen für Männer beispielsweise in der Altersgruppe der 40-bis 45-Jährigen bei 
0,7 Prozent, für Frauen in derselben Altersgruppe bei etwa 0,8 Prozent (Statistisches Bundes-
amt, 2018c, 2019a; eigene Berechnungen). Deshalb wird auch hier angenommen, dass sich eine 
höhere Lebenserwartung erst in höheren Lebensaltern auf die Pflegefallwahrscheinlichkeit aus-
wirkt. Die Pflegekostenprofile werden daher erst ab dem Alter 50 Jahre und älter angepasst.  
 
Außerdem wird angenommen, dass die Stückkosten (Unit Costs) für Pflege in der Zukunft mit 
dem BIP pro Beschäftigten wachsen, was die Lohnkostenentwicklung in der personalintensiven 
Pflege widerspiegelt. Zusätzlich wird analog zur Krankenversicherung unterstellt, dass die Aus-
gaben zunächst eine Einkommenselastizität von 1,1 aufweisen, die bis zum Jahr 2060 gegen eins 
konvergiert.  

3.5 Bildung 

Für das Ausgabenprofil der Bildungsausgaben werden die Daten des Bildungsfinanzberichtes 
(Statistisches Bundesamt, 2018d) zu den Ausgaben für Bildung genutzt. Diese Ausgaben werden 
im Modell verschiedenen Altersjahrgängen zugewiesen und so Pro-Kopf-Größen berechnet– 
beispielsweise werden die Ausgaben allgemeinbildender und beruflicher Schulen vereinfacht 
den Altersjahrgängen der 7- bis einschließlich 18-Jährigen zugerechnet. Darüber hinaus werden 
den Bildungsausgaben, dem Bildungsfinanzbericht folgend, auch Ausgaben für die Jugendarbeit 
und andere zugerechnet. Vereinfacht wird hier unterstellt, dass sich die Ausgaben nicht nach 
Geschlechtern unterscheiden.  
 
Das so erstellte Ausgabenprofil wird in die Zukunft nur mit dem Wachstumsfaktor von Produk-
tivität inklusive Inflation fortgeschrieben. Damit werden implizit keine Änderungen in der Bil-
dungsstruktur unterstellt – beispielsweise eine höhere Betreuungsquote der unter 3-Jährigen 
oder ein Anstieg der Bildungsbeteiligung im tertiären Bereich. 

3.6 Arbeitsmarktpolitik 

Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik werden öffentliche Leistungen für passive und aktive Arbeits-
marktpolitik sowie Sonstige Ausgaben berücksichtigt. Bei der passiven Arbeitsmarktpolitik wer-
den Arbeitslosengeld (Netto) und Arbeitslosengeld II (ALG II) unterschieden. Diese werden über 
die Höhe des Arbeitslosengeldes pro Bezieher und die Anzahl der Bezieher modelliert: 
 

𝐸𝑥𝑝𝑡
𝑎𝑙𝑔𝑋

= ∑ 𝑎𝑙𝑔𝑋𝑡
𝑆,𝑎𝑎𝑛𝑡_𝑎𝑙𝑔𝑋𝑡

𝑆,𝑎𝛿𝑡
𝑆,𝑎𝑢𝑡

𝑆,𝑎𝑁𝑡
𝑆,𝑎.

𝑆,𝑎

 

 
Die Zahl der Bezieher wird über einen Anteil an den Erwerbslosen definiert: 

𝑎𝑛𝑡_𝑎𝑙𝑔𝑋𝑡
𝑆,𝑎𝛿𝑡

𝑆,𝑎𝑢𝑡
𝑆,𝑎𝑁𝑡

𝑆,𝑎. Die Ausgaben pro Bezieher werden beim Arbeitslosengeld über eine 
Ersatzrate vom unselbständigen Einkommen ermittelt, beim ALG II wird pro Bezieher eine 
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identische Höhe angenommen. Bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik und den Sonstigen Ausgaben 
werden die öffentlichen Ausgaben zur Vereinfachung auf die Zahl der Erwerbslosen bezogen.  
 
Daten der Bundesagentur für Arbeit beziehungsweise des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales folgend werden im Jahr 2017 8,2 Milliarden Euro für Arbeitslosengeld (Ausgaben für 
Arbeitslosengeld/Erstattungen an ausländische Versicherte in der Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit (2018a) abzüglich der Sozialversicherungsbeiträge der ALG-BezieherInnen), 33,3 Mil-
liarden Euro für ALG II (Ausgaben für ALG II/Sozialgeld, Kosten der Unterkunft und Eingliede-
rungsleistungen in Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2018b)), 8 Milliarden Euro für die ak-
tive Arbeitsmarktpolitik (Kapitel 2 und Kapitel 3 in der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
(2018a)) und 9,4 Milliarden Euro für Sonstige Ausgaben (Verwaltungsausgaben für Arbeitslosen-
versicherung und Grundsicherung für Arbeitsuchende in Tabelle III-1 von BMAS (2018)) aufge-
wendet. 
 
Bei der Projektion in die Zukunft wird auch berücksichtigt, dass sich durch die Anhebung des 
Renteneintrittsalters höhere Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik ergeben. 

3.7 Weitere monetäre Sozialleistungen 

Im Modell werden weitere von der öffentlichen Hand finanzierte monetäre Sozialleistungen ab-
gebildet. Diese sind im Zusammenhang mit den verfügbaren Einkommen in Kapitel 2.4 beschrie-
ben. 

3.8 Sonstige Ausgaben 

Öffentliche Leistungen umfassen zum Teil Ausgaben, für die eine entsprechende Zuteilung zu 
bestimmten Altersgruppen und nach Geschlecht gar nicht oder nicht sinnvoll möglich ist. Dazu 
gehören etwa Ausgaben für die öffentliche Verwaltung, Ausgaben für die innere Sicherheit und 
für die Landesverteidigung. Diese Leistungen sind oftmals öffentliche Güter im klassischen öko-
nomischen Sinn.  
 
Bis zum Jahr 2023 ergeben sich diese ‚Sonstigen Ausgaben‘ als Restgröße zwischen den gesam-
ten öffentlichen Ausgaben laut Stabilitätsprogramm und den in allen anderen Bereichen abge-
bildeten Ausgaben. Für die Entwicklung in den nachfolgenden Jahren wird unterstellt, dass diese 
Ausgaben mit dem Wachstum des nominellen BIP ansteigen, die Quote der Sonstigen Ausgaben 
am BIP bleibt damit über den Zeitverlauf konstant. Die ‚Sonstigen Ausgaben‘ werden gleichmä-
ßig auf die in Deutschland lebende Bevölkerung verteilt. 

3.9 Zinsendienst 

Ausgaben für den Zinsendienst werden auf Basis der Entwicklung des Schuldenstands und der 
Annahme über den Zinssatz endogen im Modell ermittelt. Bis zum Jahr 2023 wird die Annahme 
über den Zinssatz aus dem Stabilitätsprogramm (Bundesministerium der Finanzen, 2019) ent-
nommen, in dem ein impliziter Zinssatz von 1,25 Prozent (2020 und 2021) bis 1,5 Prozent (2019 
und/oder 2022 und 2023) unterstellt wird. Zwischen dem Jahr 2023 und dem Jahr 2031 wird 
eine schrittweise Anhebung des Zinssatzes hin zum langfristigen Zinsniveau unterstellt. Dieses 
langfristige Zinsniveau wird auf Basis der durchschnittlichen Verzinsung der Jahre 2000 bis 2008 
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(„Vorkrisenniveau“) ermittelt und beträgt 4,7 Prozent, wodurch sich eine Differenz zwischen no-
minellem Wirtschaftswachstum (siehe Kapitel 2.2) und nominellem Zinssatz von rund 1,5 Pro-
zentpunkten ergibt. 

4 Öffentliche Einnahmen 

4.1 Sozialversicherungsbeiträge 

Die Sozialversicherungsbeiträge nehmen bei den Abgabeneinnahmen einen besonderen Stel-
lenwert ein. Im Jahr 2016 beliefen sich die Einnahmen auf knapp 488 Milliarden Euro. Der über-
wiegende Teil, über 83 Prozent, stammen aus Beiträgen der Arbeitgeber- und ArbeitnehmerIn-
nen. Die Eigenbeiträge der Empfänger von Sozialleistungen spielen insbesondere in der Kran-
kenversicherung und der Pflegeversicherung eine Rolle. So wurden auf Renten im Jahr 2016 
Krankenversicherungsbeiträge von ungefähr 8,4 Prozent erhoben. Für RentnerInnen werden 7,3 
Prozent plus der von den Versicherten zu zahlende Zusatzbeitrag von der Rente einbehalten. 
Letzterer belief sich im Jahr 2016 auf 1,08 Prozent. Die Rentenversicherung zahlt darüber hinaus 
den „Arbeitgeberbeitrag“ an die gesetzliche Krankenversicherung. Dies spiegelt sich im Modell 
dann entsprechend auch in den öffentlichen Einnahmen wider, obwohl hier streng genommen 
Mittel zwischen zwei öffentlichen Systemen transferiert werden.  
 
Der Beitrag für die soziale Pflegeversicherung wird vollständig von den RentnerInnen bezahlt (in 
2019 3,05 Prozent plus 0,25 Prozent für Kinderlose). Bei Selbständigen sind die Einnahmen aus 
verpflichtenden Beiträgen gering, sie sind im Modell der Kategorie der sonstigen Beitragsleis-
tenden zugeordnet.  
 
Die Sozialversicherungsbeiträge nach der VGR sind in Tabelle 4-1 zusammengefasst. Sie dienen 
als Referenz für die aus dem Modell ermittelten Werte. Ein Vergleich der Einnahmen aus der 
Arbeitslosenversicherung laut VGR mit der Jahresrechnung für das Jahr 2016 der Bundesagentur 
für Arbeit legt den Schluss nahe, dass die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge laut VGR mit 
32,2 Milliarden Euro auch die Umlage für das Insolvenzgeld, die sogenannte Umlage 3, beinhal-
ten. Laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2018a) entfielen im Jahr 2016 auf diese Bei-
träge 32,3 Milliarden Euro (31,2 Milliarden Euro auf Arbeitslosenversicherungsbeiträge und 1,1 
Milliarden Euro für die Insolvenzgeldumlage). Der Satz für die Insolvenzgeldumlage betrug 2016 
0,12 Prozent, wurde 2017 auf 0,09 Prozent und 2018 auf 0,06 Prozent gesenkt.  
 

Tabelle 4-1: Einnahmen aus Sozialversicherungsbeiträgen nach VGR 
In Milliarden Euro 

Versicherungsbereich Beitragsleistende 2016 2017 2018 

Rentenversicherung 

Arbeitgeberbeiträge 98,1 102,3 106,9 

Arbeitnehmerbeiträge 94,5 98,7 103,4 

Selbständige 1,7 1,8 1,8 

Eigenbeiträge Empf. Sozialleistungen 1,3 1,4 1,4 
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Übrige Beiträge 0,5 0,5 0,6 

Beiträge d. Staates Empf. Sozialleistungen 7,6 8,2 8,8 

Summe 203,7 212,8 222,9 

Krankenversicherung 

Arbeitgeberbeiträge 69,9 73,2 76,7 

Arbeitnehmerbeiträge 78,0 82,0 85,8 

Selbständige 0,9 0,9 0,9 

Eigenbeiträge Empf. Sozialleistungen 26,7 27,5 28,3 

Übrige Beiträge 6,5 6,8 7,0 

Beiträge d. Staates Empf. Sozialleistungen 24,9 25,8 26,2 

Summe 206,8 216,2 224,8 

Pflegeversicherung 

Arbeitgeberbeiträge 10,6 11,9 12,6 

Arbeitnehmerbeiträge 11,3 12,7 13,4 

Selbständige 0,13 0,14 0,15 

Eigenbeiträge Empf. Sozialleistungen 6,6 7,4 7,6 

Übrige Beiträge 1,8 2,0 2,0 

Beiträge d. Staates Empf. Sozialleistungen 1,3 1,4 1,4 

Summe 31,6 35,5 37,1 

Unfallversicherung Arbeitgeberbeiträge 11,7 12,0 12,2 

Arbeitnehmerbeiträge - - - 

Selbständige 1,2 1,2 1,2 

Eigenbeiträge Empf. Sozialleistungen - - - 

Übrige Beiträge - - - 

Beiträge d. Staates Empf. Sozialleistungen 0,1 0,1 0,1 

Summe 13,0 13,3 13,6 

Arbeitslosenversiche-
rung 

Arbeitgeberbeiträge 16,7 17,1 17,7 

Arbeitnehmerbeiträge 15,6 16,2 17,0 

Selbständige - - - 

Eigenbeiträge Empf. Sozialleistungen 0,2 0,2 0,2 

Übrige Beiträge - - - 

Beiträge d. Staates Empf. Sozialleistungen 0,3 0,3 0,3 

Summe 32,7 33,8 35,2 

Quellen: Statistisches Bundesamt (2019b); eigene Berechnungen 
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Da nicht alle Sonderfälle im Modell berücksichtigt werden können und natürlich auch die Bei-
tragsbemessungsgrenzen nur Annäherungen darstellen, werden im Modell nicht die gesetzli-
chen Beitragssätze verwendet, sondern die Beitragsätze über die aggregierten Einnahmen er-
mittelt. Die jeweiligen Sozialversicherungsbeitragssätze in der jeweiligen Versicherung ergeben 
sich aus: 
 

𝑠𝑣𝑠𝑎𝑡𝑧𝑌𝑍 =
𝐴𝑔𝑔𝑟𝑒𝑔𝑖𝑒𝑟𝑡𝑒𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔𝑠𝑒𝑖𝑛𝑛𝑎ℎ𝑚𝑒𝑛

𝐵𝑒𝑚𝑒𝑠𝑠𝑢𝑛𝑔𝑠𝑔𝑟𝑢𝑛𝑑𝑙𝑎𝑔𝑒
. 

Die gesetzlichen Beitragssätze können dementsprechend nun als Vergleichsbasis herangezogen 
werden, um die Güte der Annäherung zu ermitteln. Die aggregierten Beitragseinnahmen basie-
ren auf den Werten der VGR, wie in Tabelle 4-1 dargestellt – wobei Abweichungen vorgenom-
men werden, wenn administrative Einnahmen für das Modell notwendig sind. Dies gilt für die 
gesetzliche Rentenversicherung, für die zur Ermittlung des Beitragssatzes die administrativen 
Einnahmen herangezogen werden. Ergeben sich Differenzen zu Sozialversicherungsbeiträgen 
zur Rentenversicherung laut VGR, werden diese dann in anderen Variablen berücksichtigt. Die 
Sozialversicherungsbeiträge laut VGR bleiben somit weiterhin die Basis für das Modell.  
 
Die Sozialversicherungsbeiträge für die BezieherInnen von Arbeitslosengeld wurden den Ge-
schäftsberichten der Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur für Arbeit, 2018, 68; Bundes-
agentur für Arbeit, 2019, 76) entnommen. Dabei werden die Beiträge für die Krankenversiche-
rung, die Pflegeversicherung und die Rentenversicherung aufgelistet. Hier zeigt sich, dass die 
Beiträge für die Rentenversicherung laut Bundesagentur von den Einnahmen der Rentenversi-
cherung (siehe DRV, 2019c) aus Pflichtbeiträgen für Leistungsempfänger BA abweichen (um 
rund 7,5 Prozent). Da für das Modell die Rentenversicherung von besonderer Bedeutung ist, 
wurden die Beiträge von Arbeitslosengeld-BezieherInnen den Angaben der Rentenversicherung 
entnommen und die übrigen Sozialversicherungsbeiträge (für Pflege- und Krankenversicherung) 
derart angepasst, dass die aggregierten Beiträge laut Bundesagentur für Arbeit unverändert 
bleiben. Als Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Sozialversicherungsbeitragssatzes und 
die zukünftigen Beiträge dient das Arbeitslosengeld netto.  
 
BezieherInnen von ALG II tragen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung bei. Die ag-
gregierten Beiträge werden der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2019) entnommen. Be-
zogen auf die individuellen Ausgaben für ALG II lässt sich ein Beitragssatz ermitteln, der für die 
Zukunft fortgeschrieben wird. Die zukünftigen Beiträge ergeben sich aus der Anwendung des 
Beitragssatzes auf die zukünftigen ALG-II-Ausgaben.  
 
Weitere Sonderfälle sind die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge von RentnerInnen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung beziehungsweise von betrieblichen Renten und die „Arbeitge-
berbeiträge“ der Rentenversicherung für die Renten an die gesetzliche Krankenversicherung. 
Letztere werden zur Abbildung der administrativen Ausgaben der gesetzlichen Rentenversiche-
rung den Ausgaben der Rentenversicherung (Zuschüsse der RV zur KVdR) entnommen (DRV, 
2019c). Die entsprechende Bemessungsgrundlage für die Berechnung des Sozialversicherungs-
beitragssatzes sind die aggregierten Rentenausgaben in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
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Die aggregierten Beitragseinnahmen für die Krankenversicherungsbeiträge von Rentenleistun-
gen (gesetzliche Rentenversicherung zuzüglich der Betriebsrenten) basieren auf den Eigenbei-
trägen von Empfängern von Sozialleistungen in der Krankenversicherung laut VGR abzüglich der 
geleisteten Beiträge von ALG-II-BezieherInnen gemäß der Bundesagentur für Arbeit. Die Bemes-
sungsgrundlage umfasst die gesetzlichen Rentenleistungen zuzüglich der ausbezahlten Betriebs-
renten zuzüglich der Arbeitslosengeldzahlungen (inklusive der Arbeitnehmerbeiträge, da Ar-
beitslosengeld im Modell in Nettogrößen erfasst ist). 
 
Für die Ermittlung des Beitragssatzes für die Pflegeversicherung wird dieselbe Bemessungs-
grundlage herangezogen, die aggregierten Beitragseinnahmen umfassen die Eigenbeiträge von 
Empfängern von Sozialleistungen für die Pflegeversicherung nach VGR.  
 
Im Modell erfolgt in einem ersten Schritt die Fortschreibung der Steuersätze aus der Kalibrie-
rungsperiode 2016 bis 2018 für die zukünftigen Jahre. Zweitens werden bereits beschlossene 
beitragsrechtliche Änderungen, die ab dem Jahr 2019 gelten, übernommen. In einem dritten 
Schritt werden die aggregierten Sozialversicherungsbeiträge für die einzelnen Altersjahrgänge 
und die beiden Geschlechter sowie die aggregierten Sozialversicherungsbeiträge insgesamt be-
rechnet. Diese Berechnung erfolgt für das Basisjahr – anschließend werden die Beitragssätze bis 
2060 konstant gehalten – mit der Ausnahme des Rentenversicherungsbeitragssatzes, der, wie 
oben beschrieben, anhand der Rentenanpassungsformel modellendogen berechnet wird. 
 
Die im Modell explizit modellierten Sozialversicherungsbeiträge umfassen die gesamten Bei-
träge der Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Selbständigen. Die Eigenbeiträge von und Beiträge 
des Staates für Empfänger von Sozialleistungen sind weitestgehend erfasst. Die verbleibenden 
Beitragseinnahmen werden pro Kopf aufgeteilt, wobei zwischen Beiträgen für die Rentenversi-
cherung (um die administrativen Einnahmen abzubilden) und die anderen Sozialversicherungs-
träger unterschieden wird. 

4.2 Einkommensteuer 

Die Einkommensteuer ist neben der Umsatzsteuer die bedeutendste Steuer in Deutschland. Im 
Jahr 2016 entfielen 184,8 Milliarden Euro auf die Lohnsteuer, 53,8 Milliarden Euro auf die ver-
anlagte Einkommensteuer, 19,5 Milliarden Euro auf die veranlagte Steuer vom Ertrag und 16,9 
Milliarden Euro auf den Solidaritätszuschlag, der jedoch auch auf Kapitalerträge und die Körper-
schaftsteuer erhoben wird. Die Abgeltungssteuer belief sich auf 5,9 Milliarden Euro. Die Model-
lierung der Steuereinnahmen ist aus mehreren Gründen kompliziert und wird über eine Annä-
herung über die aggregierten Einnahmen im Modell abgebildet. Erstens ergibt sich die Proble-
matik aus der Progression des Tarifs, sodass die Einkommensverteilung innerhalb einer Alters-
gruppe der Frauen und Männer relevant ist. Zweitens ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass in 
Deutschland die Möglichkeit des Ehegattensplittings gegeben ist.  
 
Im Modell wird für die Kalibrierung folgende Vorgangsweise gewählt: Die aggregierten Einnah-
men aus der Einkommensteuer im Modell ergeben sich aus der Anwendung des Tarifs auf die 
durchschnittlichen Einkommen nach Alter und Geschlecht. Wie in Kapitel 2.3 beschrieben, wer-
den hierbei mit den Einkommensdaten des SOEP Alterserwerbsprofile geschätzt – separat für 
Beamte, Angestellte und Selbständige und getrennt nach Geschlecht. Damit wird unterstellt, 
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dass der Einfluss der Verteilung der Einkommen in einer Altersgruppe über Männer und Frauen 
zu keinen maßgeblichen Verzerrungen zwischen den Altersgruppen führt, das heißt der Durch-
schnittsteuersatz je Altersgruppe die Verteilung gut abbildet. Anschließend werden zur Berech-
nung der Einkommensteuer die wichtigsten Schritte in der Steuerveranlagung vom Bruttoein-
kommen zum zu versteuernden Einkommen durchgeführt. Hierzu gehören neben der Anwen-
dung wichtiger Freibeträge wie dem Werbungskostenpauschbetrag vor allem die abzugsfähigen 
Sozialbeiträge und der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung, das heißt die Modellierung 
des stetig zunehmenden steuerpflichtigen Anteils der Renteneinkünfte.  
 
Um das Ehegattensplitting abzubilden, werden Personen in jene, die es in Anspruch nehmen, 
und jene, bei denen dies nicht der Fall ist, unterschieden. Hierzu wurde in einem Probit-Modell 
mit den SOEP-Daten die Wahrscheinlichkeit dem Splitting-Tarif zu unterliegen, geschätzt – in 
Abhängigkeit vom Alter. Diese Wahrscheinlichkeit wird dann nach Alter gestaffelt als Anteil der 
Bevölkerung, der dem Splitting-Tarif unterliegt, interpretiert. Bei Inanspruchnahme basiert das 
zu versteuernde Einkommen auf dem Mittelwert des durchschnittlichen Einkommens der Män-
ner und Frauen derselben Alterskohorte. Im anderen Fall wird das zu versteuernde Einkommen 
nach Schritt 5 der Tabelle 4-2 herangezogen. Basierend auf diesen Annahmen wird dann ein 
durchschnittlicher Einkommensteuersatz (inklusive Solidaritätszuschlag) für die Altersgruppen 
und nach Geschlecht berechnet. 
 
Die Kalibrierung der aggregierten Einnahmen der Jahre 2017 und 2018 wird durch die Festle-
gung der durchschnittlichen Werbungskosten (siehe Schritt 4 in Tabelle 4-2) erreicht, wobei der 
Wert für 2018 in die Zukunft fortgeschrieben wird. 
 
Für die Prognose wird angenommen, dass die nominellen Werte des Tarifs und/oder die Wer-
bungskosten mit dem durchschnittlichen Produktivitätswachstum und der Inflation ab dem Jahr 
2019 jährlich angepasst werden. Somit wird angenommen, dass es zu keiner Kalten Progression 
in der Zukunft kommt. 

4.3 Konsumsteuern 

In der Kategorie Konsumsteuern sind im Modell eine Reihe von Abgaben erfasst, die im Wesent-
lichen dem Konsum privater Haushalte zugeordnet werden können. Dazu gehören unter ande-
rem die Umsatzsteuer sowie Verbrauchsabgaben und -steuern. Die Modellierung erfolgt auf Ba-

sis einer ‚Konsumsteuerneigung‘ 𝑒𝑖𝑛𝑛_𝑛𝑒𝑖𝑔𝑡
𝐾𝑜𝑛𝑠,𝑆,𝑎, die ein Verhältnis von gezahlten Konsum-

steuern zum verfügbaren Einkommen nach Alter bestimmt: 
 

𝐸𝑖𝑛𝑡
𝐾𝑜𝑛𝑠 = ∑ 𝑒𝑖𝑛_𝑛𝑒𝑖𝑔𝑡

𝐾𝑜𝑛𝑠,𝑆,𝑎𝑣𝑒𝑟𝑓_𝐸𝐾𝑡
𝑆,𝑎𝑁𝑡

𝑆,𝑎

𝑆,𝑎

. 

 
Diese Konsumsteuerneigung ist demnach das Produkt aus Konsumneigung (Konsum relativ zum 
verfügbaren Einkommen) und dem impliziten Steuersatz auf Konsum. Das Profil der Neigung 
basiert auf der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 2013 (Statistisches Bundesamt, 
2015) und wird für die Jahre 2016 bis 2018 so skaliert, dass sich die aggregierten Konsum-
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steuereinnahmen ergeben. Dieses Aggregat wird auf Basis der Daten des Statistischen Bundes-
amtes zu Steuereinnahmen nach Steuerarten (2019d) ermittelt. 
 
Für das Jahr 2018 ergeben sich so Konsumsteuereinnahmen in der Höhe von 327 Milliarden 
Euro oder 9,7 Prozent des BIP. Das Konsumsteuerneigungsprofil wird in die Zukunft konstant 
fortgeschrieben, das Wachstum wird dementsprechend über das Wachstum der verfügbaren 
Einkommen bestimmt. Diese Herangehensweise bildet einen gut implementierbaren Mittelweg 
zwischen einer einfachen Fortschreibung der Konsumausgaben, wie sie in vielen Generationen-
kontenmodellen angewendet wird, und der detaillierten Modellierung einer Konsum- oder Spa-
rentscheidung der privaten Haushalte. 

4.4 Steuern auf Kapital 

In der Kategorie „Steuern auf Kapital“ sind Abgaben zusammengefasst, die im weiteren Sinne 
dem Faktor Kapital beziehungsweise dem Vermögen zugeordnet werden können. Dies sind ins-
besondere Steuern auf Kapitalerträge und Unternehmenseinkünfte, Abgeltungsteuer, Körper-
schaftsteuer,11 Gewerbesteuer, Grunderwerb- und Grundsteuern sowie die Erbschaftsteuer.  
 
Die Daten für diese Einnahmen sind der Statistik über das Steueraufkommen des Statistischen 
Bundesamtes (2019d) entnommen. Für die Aufteilung der geleisteten Abgaben nach dem Alter 
und Geschlecht werden mit dem SOEP wiederum Altersprofile der dort beobachteten Kapital-
erträge und Gewinneinkommen geschätzt. 
 
Für die Projektion der zukünftigen Entwicklung dieser Steuern und Abgaben werden diese Pro-
file mit dem Wachstumsfaktor – das heißt dem kumulativen Wachstum der individuellen Pro-
duktivität inklusive der Inflation – fortgeschrieben, weil angenommen wird, dass das Vermögen 
mit diesem Faktor mitwächst.  
 
Darüber hinaus wird für Teile der Steuern auf den Ertrag und die Abgeltungssteuer berücksich-
tigt, dass diese Einnahmen mit zukünftig steigendem Zinssatz zusätzlich zunehmen. Deshalb 
werden diese Steuern gesondert berechnet.  

4.5 Sonstige Einnahmen 

Die Kategorie Sonstigen Einnahmen umfasst all jene Einnahmen des öffentlichen Sektors, die 
nicht explizit in den anderen oben angeführten Bereichen abgebildet werden. Darunter fallen 
etwa Produktionserlöse und Vermögenseinkommen des öffentlichen Sektors. Sie werden 
gleichmäßig auf die gesamte Bevölkerung aufgeteilt. 
 
Bis zum Jahr 2023 ergeben sich diese ‚Sonstigen Einnahmen‘ als Residuum zwischen den Ge-
samteinnahmen des öffentlichen Sektors laut Stabilitätsprogramm und den in allen anderen Be-
reichen modellierten Einnahmen. Für die Entwicklung nach dem Jahr 2023 wird angenommen, 
dass das Aggregat der Sonstigen Einnahmen mit dem Wachstum des nominellen BIP ansteigt, 
das heißt dass diese Einnahmenquote im Zeitverlauf konstant bleibt.  

 
11  Für diese Steuern wird auch der Solidaritätszuschlag entsprechend berücksichtigt. 
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5 Öffentliche Finanzen 

5.1 Intertemporale Budgetrestriktion 

Die intertemporale Budgetrestriktion des Staates ist durch  
 

𝐷𝐺𝑡 = −𝑃𝑆𝑡 + (1 + 𝑟𝑡)𝐷𝐺𝑡−1 + 𝑆𝑡𝐹𝑙𝑡 = −(𝑅𝑒𝑣𝑡 − 𝑃𝑟𝑖𝑚𝐸𝑥𝑝𝑡) + (1 + 𝑟𝑡)𝐷𝐺𝑡−1 + 𝑆𝑡𝐹𝑙𝑡 

gegeben. Dementsprechend ist die Verschuldung 𝐷𝐺𝑡  am Ende der Periode t durch die Ver-
schuldung am Ende der Vorperiode 𝐷𝐺𝑡−1 inklusive Zinsendienstes, den Primärsaldo der aktu-
ellen Periode, 𝑃𝑆𝑡 , sowie allfällige Stock-Flow Adjustments 𝑆𝑡𝐹𝑙𝑡 bestimmt. Bezüglich des Zin-
sendienstes wird angenommen, dass im Lauf der Periode t der Zinsendienst für die öffentliche 
Verschuldung der Vorperiode mit einem nominellen Zinssatz von 𝑟𝑡 fällig wird.  
 
In Bezug auf die kurzfristige budgetäre Entwicklung wird auf das aktuelle Stabilitätsprogramm 
der Bundesregierung zurückgegriffen. Gegeben alle modellierten öffentlichen Einnahmen und 
Ausgaben in den verschiedenen Kategorien werden bis 2023 die Sonstigen Einnahmen und die 
Sonstigen Ausgaben so gewählt, dass sich die Einnahmen- sowie die Ausgabenquote laut Stabi-
litätsprogramm ergeben. Zusätzlich werden die Stock-Flow Adjustments so gewählt, dass die 
Verschuldungsquote repliziert wird. 

5.2 Implizite und Explizite öffentliche Verschuldung 

Die intertemporale Budgetrestriktion lässt sich durch Periodenverschiebung und Umformen 
auch folgendermaßen ausdrücken12  

𝐺𝑡 =
𝐷𝐺𝑡+1 + 𝑃𝑆𝑡+1

1 + 𝑟
, 

durch Iteration ergibt sich schließlich die Gleichung 
 

𝐷𝐺𝑡 = ∑
𝑃𝑆𝑡+𝑠

(1 + 𝑟)𝑠
+ lim

𝑠→∞

𝐷𝐺𝑡+𝑠

(1 + 𝑟)𝑠
.

∞

𝑠=1

 

Die sogenannte No-Ponzi-Bedingung besagt, dass der zweite Ausdruck der rechten Seite dieser 
Gleichung kleiner gleich Null muss, das heißt 
 

lim
𝑠→∞

𝐷𝐺𝑡+𝑠

(1 + 𝑟)𝑠
≤ 0. 

Diese No-Ponzi-Bedingung verlangt also, dass der Anstieg des Schuldenstandes geringer ist als 
der Zinsendienst. Damit wird ein Pyramidenspiel in dem Sinn ausgeschlossen, dass alte Schulden 
ausschließlich durch die Aufnahme neuer Schulden bedient werden. 

 
12  Der Einfachheit halber wird in der hier vorliegenden Herleitung ein konstanter Zinssatz angenommen. In den Mo-

dellberechnungen selbst wird die oben beschriebene Annahme über die Entwicklung des Zinssatzes getroffen. 
Stock-Flow Adjustments werden bei der Ermittlung der impliziten Verschuldung nicht berücksichtigt. 
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Die effektive öffentliche Verschuldung wird hier als Summe aus offiziell ausgewiesener Staats-
schuld des Basisjahres plus impliziter Verschuldung, definiert als der Gegenwartswert zukünfti-
ger Primärdefizite (also der negativen Primärsalden −𝑃𝑆𝑡): 
 

𝐸𝑓𝑓𝑡 = 𝐷𝐺𝑡 + ∑
𝑃𝐷𝑡+𝑠

(1 + 𝑟)𝑠

∞

𝑠=1

= 𝐷𝐺𝑡 + 𝐼𝑚𝑝𝑙𝑡 . 

Die dargestellten Gleichungen verdeutlichen, dass die No-Ponzi-Bedingung erfüllt ist, wenn die 
effektive öffentliche Verschuldung kleiner oder gleich Null ist. Die effektive öffentliche Verschul-
dung als Summe der offiziell ausgewiesenen und der impliziten Verschuldung drückt damit aus, 
ob beziehungsweise inwieweit die intertemporale Budgetrestriktion verletzt ist. Sie ermittelt, 
inwiefern die aktuelle Verschuldung inklusive zukünftiger Ausgaben die zukünftigen Einnahmen 
überschreiten. Bildlich gesprochen kann dieser Betrag als „Rucksack“ interpretiert werden, den 
sich der Staat aufgrund vergangener und zukünftiger Budgetdefizite aufgebürdet hat. 
 
Im Gegensatz zu anderen Generationenkonten-Modellen ist im Generationenmonitor im Ba-
sisszenario die gesetzliche Rentenversicherung nicht Teil der impliziten Verschuldung. Da ge-
genwärtig die Rentenanpassungsformel gesetzlich festgeschrieben ist und damit eine automa-
tische Anpassung der Einnahmen an die Ausgaben erfolgt, ist der Saldo der gesetzlichen Ren-
tenversicherung in der mittleren und langen Frist ausgeglichen.  
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